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6 DIE MANDANTEN  INFORMATION  

      

Themen dieser Ausgabe 

   

 
◼ Anerkennung einer stillen Beteiligung an der Praxis 

der Eltern 

◼ Keine Umsatzsteuerfreiheit für Schwimmschule 

◼ Abzug der Kosten für ein häusliches Arbeitszimmer 

 
◼ Anteiliger Entlastungsbetrag für Alleinerziehende im 

Trennungsjahr 

◼ Keine Steuerermäßigung für Müllabfuhr und 

Schmutzwasserentsorgung 

◼ Termine: Steuer und Sozialversicherung 

 

   

    

Ausgabe Juni 2022 
 

   

Sehr geehrte Mandantin,  

sehr geehrter Mandant, 

auch mit unserer Juni-Ausgabe möchten wir Sie wieder über wichtige aktuelle Neuerungen aus dem Steuer- und  

Wirtschaftsrecht informieren (Rechtsstand: 29.4.2022). 

 

 STEUER- UND WIRTSCHAFTSRECHT 

 

Unternehmer 

Beteiligung an der Praxis der Eltern 

Eine als „stille Beteiligung“ bezeichnete Beteiligung eines 

minderjährigen Kindes an einer Arztpraxis, die dem Kind im 

Wege der Schenkung eingeräumt worden ist, kann unter be-

stimmten Voraussetzungen als Innengesellschaft steuerlich 

anerkannt werden. Die steuerliche Anerkennung hat zur 

Folge, dass die an das Kind gezahlten Gewinnanteile 

Betriebsausgaben der Eltern sind. Voraussetzung für die 

steuerliche Anerkennung ist allerdings, dass die Vereinba-

rungen zwischen dem Kind und den Eltern zivilrechtlich wirk-

sam und fremdüblich sind sowie tatsächlich vollzogen wer-

den. 

Hintergrund: An einem Handelsgewerbe kann man sich als 

stiller Gesellschafter mit einer Einlage beteiligen und ist 

dann in dem vereinbarten Umfang am Gewinn und Verlust 

beteiligt. Der an den stillen Gesellschafter gezahlte Gewinn-

anteil mindert den Gewinn des Inhabers des Handelsge-

schäfts und muss im Gegenzug vom stillen Gesellschafter 

versteuert werden. 
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Sachverhalt: Der Kläger war selbständiger Zahnarzt. Er 

räumte seinen drei minderjährigen Kindern im Jahr 2007 je-

weils eine „stille Beteiligung“ in Höhe von 50.000 € im Wege 

der Schenkung ein; dabei wurden seine Kinder durch einen 

Ergänzungspfleger vertreten. Jedes seiner Kinder sollte mit 

10 % am Gewinn oder Verlust beteiligt sein, maximal aber 

mit 15 % der Einlage, d. h. mit 7.500 €. Der Kläger konnte 

die schenkweise Einräumung der stillen Beteiligung widerru-

fen, falls ein Kind ohne Zustimmung des Klägers die stille 

Beteiligung übertragen würde. Die stillen Gesellschaften 

sollten mindestens bis zum 31.12.2017 laufen. 

Der Kläger zahlte seinen Kindern ab 2008 die Gewinnanteile 

für das jeweils vorherige Jahr aus und behandelte diese Aus-

zahlungen in den Streitjahren 2008 bis 2015 als Betriebs-

ausgaben. Das Finanzamt erkannte die Betriebsausgaben 

nicht an. 

Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) hielt einen Be-

triebsausgabenabzug für möglich, verwies die Sache jedoch 

zur weiteren Aufklärung an das Finanzgericht der ersten In-

stanz (FG) zurück: 

◼ Zwar handelte es sich bei den Beteiligungen nicht um stille 

Gesellschaften, da der Kläger als Zahnarzt kein Handels-

gewerbe betrieb. Es waren aber Innengesellschaften bür-

gerlichen Rechts, für die die gleichen Grundsätze wie für 

eine stille Beteiligung gelten. 

◼ Der Betriebsausgabenabzug ist möglich, wenn die Begrün-

dung der Innengesellschaft betrieblich veranlasst war. Bei 

der Beteiligung naher Angehöriger kann eine betriebliche 

Veranlassung nur dann angenommen werden, wenn die 

Vereinbarung zivilrechtlich wirksam ist, fremdüblich ist und 

wie unter Dritten tatsächlich vollzogen wird. Auf diese 

Weise wird sichergestellt, dass es sich nicht um verdeckte 

Unterhaltszahlungen handelt. 

◼ Nicht jede geringfügige Abweichung vom Fremdüblichen 

führt zur steuerlichen Nichtanerkennung. Vielmehr kommt 

es auf die Gesamtheit der objektiven Gegebenheiten an. 

◼ Steuerlich unschädlich ist es, wenn die Beteiligung oder die 

Mittel für die Einlage dem nahen Angehörigen geschenkt 

werden. Auch ist es nicht zwingend schädlich, dass der 

Kläger keine zusätzlichen Mittel erhalten hat; denn es ge-

nügt, wenn die Gewinnanteile zur Erfüllung der Einlagever-

pflichtung umgebucht werden und zur Verlustverrechnung 

zur Verfügung stehen. 

◼ Im Streitfall waren die Schenkungs- und die Beteiligungs-

verträge zivilrechtlich wirksam. Die fehlerhafte Bezeich-

nung als „stille Gesellschaft“ war ohne Bedeutung. Aller-

dings muss das FG noch prüfen, ob die Kinder diejenigen 

Kontrollrechte hatten, die üblicherweise einem stillen Ge-

sellschafter zustehen, und ob die vereinbarte Laufzeit und 

die Kündigungsmöglichkeit fremdüblich waren. Darüber 

hinaus muss das FG noch ermitteln, ob die Widerrufsmög-

lichkeit des Klägers für den Fall der Weiterveräußerung der 

Beteiligung durch ein Kind einem Fremdvergleich stand-

hält. 

Hinweise: Das FG muss auch noch die tatsächliche Ausfüh-

rung der Verträge prüfen, z. B. die Pünktlichkeit der Zahlun-

gen der Gewinnanteile oder die tatsächliche Ausübung der 

vertraglich vereinbarten Kontroll- und Informationsrechte so-

wie die tatsächliche Verwaltung der Konten der Kinder. 

Es lässt sich noch nicht sagen, ob die Klage Erfolg haben 

wird. Allerdings deutet der „Prüfkatalog“ des BFH eher da-

rauf hin, dass die steuerliche Anerkennung der Innengesell-

schaften scheitern könnte. 

Keine Umsatzsteuerfreiheit für 
Schwimmschule 

Eine Schwimmschule erzielt keine umsatzsteuerfreien Um-

sätze. Denn es handelt sich beim dem Schwimmunterricht 

nicht um umsatzsteuerbefreiten Schul- oder Hochschulun-

terricht. 

Hintergrund: Sowohl nach dem deutschen Umsatzsteuer-

recht als auch nach dem europäischen Umsatzsteuerrecht 

werden Unterrichtsleistungen unter bestimmten Vorausset-

zungen von der Umsatzsteuer befreit. 

Sachverhalt: Die Klägerin war eine Gesellschaft bürgerli-

chen Rechts, die eine Schwimmschule betrieb. Sie behan-

delte ihre Leistungen in den Jahren 2007 bis 2009 als um-

satzsteuerfrei, während das Finanzamt sie als umsatzsteu-

erpflichtig ansah. Der Fall kam zum Bundesfinanzhof (BFH), 

der ein Vorabentscheidungsersuchen an den Europäischen 

Gerichtshof (EuGH) richtete. Der EuGH hat die Umsatzsteu-

erfreiheit für Schwimmunterricht verneint.  

Entscheidung: Der BFH hat nun das Verfahren abgeschlos-

sen, sich der Auffassung des EuGH angeschlossen und die 

Klage abgewiesen: 

◼ Zwar gibt es eine Umsatzsteuerbefreiung nach deutschem 

Recht für Schul- und Bildungsleistungen von Privatschulen 

und anderer allgemeinbildender oder berufsbildender Ein-

richtungen, wenn die Kultusbehörde bescheinigt, dass die 

Schule bzw. Einrichtung auf einen Beruf oder auf eine be-

stimmte Prüfung vorbereitet. Diese Umsatzsteuerbefreiung 

war allerdings im Streitfall nicht anwendbar, weil die Kläge-

rin in den Streitjahren 2007 bis 2009 keine Prüfungen 

durchführte, die für einen Beruf vorbereiteten. Außerdem 

hatte die Klägerin nicht die erforderliche Bescheinigung der 

Kultusbehörde. 

◼ Auch eine weitere Umsatzsteuerfreiheit nach deutschem 

Recht schied aus, die juristischen Personen des öffentli-

chen Rechts, Berufsverbänden oder Volkshochschulen ge-

währt wird. Denn die Klägerin war eine Gesellschaft bür-

gerlichen Rechts und gehörte nicht zu den begünstigten 

Einrichtungen. 

◼ Schließlich ist auch eine Umsatzsteuerfreiheit für Schul-  

oder Hochschulunterricht nach europäischem Recht nicht 

zu gewähren. Denn nach dem EuGH-Urteil ist Schwimm-

unterricht kein Schul- bzw. Hochschulunterricht. Schwimm-

unterricht dient nämlich nicht der Vermittlung, Vertiefung 

und Entwicklung von Kenntnissen und Fähigkeiten bezüg-

lich eines breiten und vielfältigen Stoffspektrums, wie dies 

beim Schul- und Hochschulunterricht typisch ist. 

◼ Vielmehr handelt es sich bei dem Schwimmunterricht um 

einen spezialisierten und punktuell erteilten Unterricht, der 

mit einer Schul- oder Hochschulausbildung nicht vergleich-

bar ist. Ob Schwimmunterricht dem Gemeinwohl dient, ist 

unbeachtlich. 

Hinweise: Der BFH war an die Entscheidung des EuGH ge-

bunden, so dass das aktuelle BFH-Urteil keine 
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Überraschung mehr ist. Es wird nun aber deutlich, dass der 

BFH an seiner bisherigen Rechtsprechung, die eher zu einer 

Umsatzsteuerbefreiung gelangte, nicht mehr festhalten kön-

nen wird. So hatte der BFH in der Vergangenheit etwa die 

Umsatzsteuerfreiheit für ein Ballett- und Tanzstudio bejaht, 

weil jedenfalls ein kleiner Teil der Ballettschüler die spätere 

Aufnahmeprüfung an der staatlichen Musikhochschule be-

stand und eine weitere Berufsausbildung anstrebte. 

Der BFH lässt zwar offen, ob er hieran noch festhalten wird. 

Angesichts der Entscheidung des EuGH, der die Umsatz-

steuerfreiheit auf typischen Schul- bzw. Hochschulunterricht 

beschränkt, dürfte dies allerdings kaum der Fall sein. 

Arbeitgeber/Arbeitnehmer 

Abzug der Kosten für ein häusliches 
Arbeitszimmer 

Die steuerliche Berücksichtigungsfähigkeit der Kosten für 

ein häusliches Arbeitszimmer setzt nicht voraus, dass das 

Arbeitszimmer für die berufliche Tätigkeit erforderlich ist. Es 

genügt, wenn für die berufliche oder betriebliche Tätigkeit 

entweder kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung steht oder 

wenn das Arbeitszimmer den Mittelpunkt der gesamten be-

trieblichen oder beruflichen Betätigung bildet. 

Hintergrund: Die Kosten für ein häusliches Arbeitszimmer 

sind nach dem Gesetz nur absetzbar, wenn entweder für die 

betriebliche oder berufliche Tätigkeit kein anderer Arbeits-

platz zur Verfügung steht – der Abzug ist dann auf 1.250 € 

beschränkt – oder wenn das Arbeitszimmer den Mittelpunkt 

der gesamten betrieblichen und beruflichen Betätigung bil-

det; in dem zuletzt genannten Fall ist der Abzug der Kosten 

unbeschränkt möglich. 

Sachverhalt: Die Klägerin war eine Stewardess, die zusam-

men mit ihrem Ehemann im gemeinsamen Einfamilienhaus 

wohnte. Im Streitjahr 2013 war sie insgesamt an 134 Tagen 

auf Flügen im In- und Ausland tätig. Sie machte 1.250 € für 

die Kosten eines häuslichen Arbeitszimmers in dem gemein-

samen Einfamilienhaus geltend. Finanzamt und Finanzge-

richt der ersten Instanz erkannten die Kosten nicht an, da 

ihrer Auffassung nach das Vorhalten eines Arbeitszimmers 

wegen des geringen Anteils der Heimarbeit der Klägerin 

nicht erforderlich sei. 

Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) hält einen steu-

erlichen Abzug der Kosten grundsätzlich für möglich und hat 

die Sache zur weiteren Prüfung an das Finanzgericht (FG) 

zurückverwiesen: 

◼ Voraussetzung für die Abziehbarkeit der Kosten für ein 

häusliches Arbeitszimmer ist, dass für die berufliche oder 

betriebliche Tätigkeit entweder kein anderer Arbeitsplatz 

zur Verfügung steht oder dass das Arbeitszimmer den Mit-

telpunkt der gesamten betrieblichen oder beruflichen Betä-

tigung bildet. Das Gesetz verlangt dagegen nicht, dass das 

Arbeitszimmer für die berufliche oder betriebliche Tätigkeit 

erforderlich oder notwendig ist. 

◼ Der Gesetzgeber unterstellt typisierend, dass die Aufwen-

dungen für ein häusliches Arbeitszimmer (nahezu) aus-

schließlich beruflich bzw. betrieblich veranlasst sind, wenn 

die o. g. Voraussetzungen vorliegen, also kein anderer Ar-

beitsplatz zur Verfügung steht oder das Arbeitszimmer den 

Mittelpunkt der gesamten Tätigkeit darstellt. Der Gesetzge-

ber wollte Streitigkeiten über die Notwendigkeit eines häus-

lichen Arbeitszimmers gerade vermeiden. 

◼ Das FG hat daher zu Unrecht die Abziehbarkeit der geltend 

gemachten Kosten mit der Begründung verneint, das häus-

liche Arbeitszimmer sei für die berufliche Tätigkeit als Ste-

wardess nicht notwendig. 

Hinweise: Der BFH hat die Sache an das FG zurückverwie-

sen. Das FG muss nun prüfen, ob das Arbeitszimmer tat-

sächlich (nahezu) ausschließlich beruflich genutzt wurde. Ist 

dies der Fall, kann die Klägerin die Kosten in Höhe von 

1.250 € abziehen. Der Abzug kann dann also nicht mit der 

Begründung versagt werden, dass sie ihre berufliche Tätig-

keit zu Hause auch an einem PC am Esstisch erledigen 

könnte. 

Ein Abzug ist hingegen nicht möglich, wenn die Klägerin das 

Arbeitszimmer auch privat genutzt hat und diese private Mit-

nutzung nicht ganz untergeordnete Bedeutung hatte. Bis-

lang steht nicht fest, welche beruflichen Tätigkeiten die Klä-

gerin überhaupt zu Hause verrichtet hat. 

Alle Steuerzahler 

Entlastungsbetrag für Alleinerziehende 
im Trennungsjahr anteilig möglich 

Der Entlastungsbetrag für Alleinerziehende kann auch im 

Jahr der Trennung der Ehegatten zeitanteilig, nämlich ab 

dem Zeitpunkt der Trennung, in Anspruch genommen wer-

den, sofern die übrigen Voraussetzungen erfüllt sind und der 

Steuerpflichtige z. B. nicht mit einer anderen volljährigen 

Person in einer Haushaltsgemeinschaft lebt. 

Hintergrund: Alleinerziehende Ehegatten können für ein 

Kind, welches in ihrem Haushalt lebt, einen Entlastungsbe-

trag von 4.008 € in Anspruch nehmen. Der Betrag wird für 

jedes weitere Kind um 240 € erhöht. Voraussetzung hierfür 

ist u. a., dass das Kind zum Haushalt gehört, dass die Vo-

raussetzungen für den sog. Splitting-Tarif nicht vorliegen 

oder der Steuerpflichtige verwitwet ist und dass der Steuer-

pflichtige keine Haushaltsgemeinschaft mit einer anderen 

volljährigen Person bildet. Nach dem Gesetz ermäßigt sich 

der Entlastungsbetrag für jeden vollen Monat, in dem die Vo-

raussetzungen des Entlastungsbetrags nicht vorgelegen ha-

ben, um ein Zwölftel. 

Sachverhalt: Der Kläger hatte im Streitjahr 2017 zwei min-

derjährige Kinder. Seine Ehefrau trennte sich im April 2017 

von ihm und zog aus. Die Kinder blieben beim Kläger. Der 

Kläger beantragte für die Zeit ab Mai 2017, d. h. für acht Mo-

nate, einen Entlastungsbetrag für Alleinerziehende auf 

Grundlage des damals geltenden Entlastungsbetrags. Das 

Finanzamt berücksichtigte den Entlastungsbetrag nicht. 

Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) gab der hierge-

gen gerichteten Klage statt: 

◼ Der Entlastungsbetrag für Alleinerziehende kann im Jahr 

der Trennung der Eheleute zeitanteilig in Anspruch genom-

men werden. 
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◼ Unschädlich ist, dass der Kläger im Streitjahr die Voraus-

setzungen des Splitting-Verfahrens erfüllte, weil er mit sei-

ner Ehefrau bis zum April 2017 zusammengelebt hatte. 

Entscheidend ist, dass ab Mai 2017 die Voraussetzungen 

für das Splitting-Verfahren nicht mehr vorlagen. 

◼ Nach dem Gesetz kann der Entlastungsbetrag zeitanteilig 

gewährt werden. Dies ergibt sich aus der Formulierung, 

nach der der Entlastungsbetrag für jeden vollen Kalender-

monat, in dem die Voraussetzungen nicht vorgelegen ha-

ben, um ein Zwölftel ermäßigt wird. 

◼ Nach dem Sinn und Zweck der Regelung kann der Entlas-

tungsbetrag im Jahr der Trennung daher zeitanteilig für den 

Zeitraum ab der Trennung gewährt werden. Denn mit dem 

Entlastungsbetrag werden die finanziellen Belastungen ei-

nes Alleinerziehenden berücksichtigt, der nicht mit einem 

Partner in einer Haushaltsgemeinschaft zusammenlebt. 

Diese finanzielle Belastung besteht auch für einen alleiner-

ziehenden Ehegatten im Trennungsjahr ab dem Zeitpunkt 

der Trennung. 

Hinweise: Die zeitanteilige Gewährung eines Entlastungs-

betrags kommt damit in Betracht, 

◼ wenn sich – wie im Streitjahr – Ehegatten trennen, selbst 

wenn der alleinerziehende Ehegatte noch den Splitting-Ta-

rif für das Trennungsjahr erhält; 

◼ wenn sich der steuerliche Status der Kinder ändert, weil für 

diese kein Kindergeldanspruch mehr besteht, 

◼ oder wenn sich der Status des Alleinerziehens ändert, weil 

z. B. eine Haushaltsgemeinschaft mit einem neuen Partner 

begründet wird. 

Der BFH hält die zeitanteilige Gewährung des Entlastungs-

betrags auch aus verfassungsrechtlichen Gründen für gebo-

ten. Denn die Familie steht unter einem besonderen Grund-

rechtsschutz. Verfassungsrechtlich ist eine Benachteiligung 

von Steuerpflichtigen geboten, die sich im Laufe eines Jah-

res von ihrem Ehepartner getrennt und anschließend die 

Kinder in ihrem Haushalt versorgt haben. 

Keine Steuerermäßigung für Müllabfuhr 
und Schmutzwasserentsorgung 

Die Steuerermäßigung für haushaltsnahe Dienstleistungen 

ist nicht für die Kosten für die Müllabfuhr und für die 

Schmutzwasserentsorgung zu gewähren. Denn es handelt 

sich dabei nicht um Aufgaben, die üblicherweise von Haus-

haltsangehörigen erledigt werden. Außerdem werden diese 

Aufgaben nicht im Haushalt des Steuerpflichtigen, sondern 

außerhalb des Haushalts ausgeführt. 

Hintergrund: Der Gesetzgeber gewährt für Aufwendungen 

für haushaltsnahe Dienstleistungen eine Steuerermäßigung 

von 20 %. Der Abzug der Aufwendungen ist auf 4.000 € be-

grenzt. Die haushaltsnahe Dienstleistung muss „im Haus-

halt“ des Steuerpflichtigen ausgeführt werden. Die Steuerer-

mäßigung führt dazu, dass der Ermäßigungsbetrag direkt 

von der Steuer abgezogen wird. 

Sachverhalt: Die Klägerin machte die Steuerermäßigung für 

haushaltsnahe Dienstleistungen für die Müllabfuhr, d. h. für 

die Entsorgung von Kompost und Restmüll, sowie für die 

Entsorgung von Regenwasser geltend. Diese Kosten betra-

fen die Wohnung, in der die Klägerin wohnte. Das Finanzamt 

gewährte die Steuerermäßigung nicht. 

Entscheidung: Das Finanzgericht Münster (FG) wies die 

hiergegen gerichtete Klage ab: 

◼ Bei haushaltsnahen Dienstleistungen handelt es sich um 

hauswirtschaftliche Arbeiten, die typischerweise von den 

Haushaltsangehörigen erledigt werden. Diese Vorausset-

zung ist bei der Entsorgung von Müll und Regenwasser 

nicht erfüllt. 

◼ Die Entsorgung des Mülls wird üblicherweise von der Müll-

abfuhr vorgenommen, und zwar unter Einsatz der hierfür 

erforderlichen Infrastruktur wie z. B. den Müllfahrzeugen 

und der Müllentsorgungsanlage. Die Gebühren werden 

nicht für das Bereitstellen des Mülls in der Mülltonne auf 

dem Gehweg gezahlt, sondern für den Transport des Mülls 

zur Entsorgungsanlage und der dortigen Entsorgung. 

◼ Gleiches gilt für die Entsorgung des Regenwassers bzw. 

Schmutzwassers. Auch hier geht es um die Verbringung 

des Wassers vom Grundstück weg über die öffentliche Ka-

nalisation hin zum Klärwerk. Diese „Tätigkeiten“ werden ty-

pischerweise nicht durch Haushaltsangehörige erledigt. 

◼ Im Übrigen werden die Entsorgungstätigkeiten beim Müll 

sowie beim Wasser nicht auf dem Grundstück des Steuer-

pflichtigen ausgeführt, sondern außerhalb des Grund-

stücks, nämlich in den Müllfahrzeugen und in der Abfallent-

sorgungsanlage bzw. beim Wasser in der Kanalisation und 

im Klärwerk. 

Hinweise: Das FG folgt mit seinem Urteil der Auffassung der 

Finanzverwaltung. Es hat allerdings die Revision zum Bun-

desfinanzhof zugelassen, so dass dieser die abschließende 

Entscheidung über die Steuerermäßigung treffen muss. 

Über den Ausgang des Verfahrens werden wir berichten. 

Typische haushaltsnahe Dienstleistungen sind die Woh-

nungsreinigung, die Gartenpflege, die Kinderbetreuung oder 

die Betreuung älterer bzw. pflegebedürftiger Menschen. 

 

Wichtige Termine: Steuer und Sozialversicherung im Juni 2022 

10.6.2022 Umsatzsteuer; Lohnsteuer; Solidaritätszuschlag; Kirchenlohnsteuer;  

Einkommen- bzw. Körperschaftsteuer; Solidaritätszuschlag; Kirchensteuer 

Zahlungsschonfrist bis zum 13.6.2022 (gilt nicht bei Barzahlungen und Zahlungen per Scheck) 

28.6.2022 Fälligkeit der Beitragsgutschrift der Sozialversicherungsbeiträge beim Sozialversicherungsträger am 28.6.2022 

Einreichen der Beitragsnachweise bei der jeweiligen Krankenkasse (Einzugsstelle) bis zum 24.6.2022 

 


